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Vergaberechtliche Grundsätze gem. § 97 GWB
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Wettbewerb Verhältnismäßigkeit

Sozial-ökologische 

und Innovationsziel

Gleichbehandlung

WirtschaftlichkeitTransparenz

Interessen Verantwortung

1.



Ökonomisches 

Marktgleichgewicht oder „nur“ 

Angebotsfunktion? • Grundsatz des Wettbewerbs
gem. § 97 GWB

• Regel für Bestimmung der 
Zuschlagskriterien gem. § 127 GWB

• Bestimmungen des Verordnungsrechts zu 
den Wettbewerbsfaktoren Preis und 
Leistung: § 58 VgV, 

• als lex specialis: § 76 VgV

Arch.-L. + Ing.-L. werden im 
Leistungswettbewerb vergeben. 

Preisrecht und Wettbewerb am Markt sind kein 

Gegensatz. Umkehrschluss aus § 127 II GWB, §

58 II S. 2 VgV

Festpreisvorgabe nach § 58 II S. 2 VGV ist 

wegen des stets vorhandenen 

Leistungswettbewerbs zulässig.

§ 58 VgV stellt Ausgleich von 

Wirtschaftlichkeitsgebot mit Wettbewerbsgebot 

her. 

Wirtschaftlichkeitsgebot verlangt Herstellung 

einer Kosten-Nutzen-Relation zwingend. 
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Kommunalprüfung 

Position des Leiters der Bauabteilung beim Bayerischen Kommunalen 

Prüfungsverband, Markus Lindner: ZfBR 2021, 714 (M.L.)

Leitfrage: Ist es zulässig, den Preis als Zuschlagskriterium bei 

Vergabe von Arch.-Leistungen mit 50 Prozent oder mehr Prozent 

zu gewichten?
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Auslegungs-Argumentation I (M.L.)

Unterschwellenbereich: 

• Haushaltsrecht: Allgem. Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeitsgebot

• Verwaltungsbestimmungen: Erlasslage: Verweis auf § 76 VGV und 
Festhalten an Preisermittlung nach HOAI als Orientierungswert mit 
Abschlagsmöglichkeit => keine Vorgabe zu Gewichtung des 
Preiskriteriums

• Ggf. wie in Hessen: Landesvergaberecht, konkret Verweis auf § 50 UVGO 
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Auslegungs-Argumentation II (M.L.)

Oberschwellenbereich 

Richtlinie 2014/24/EU, Art. 67 und Erwäg.-Gr. 90,92-94 – Neutral:

• Angebotspreis kann einziges Zuschlagskriterium sein, 

• alleiniges Abstellen auf kostenfremde Kriterien verboten. 

• Weder Verbot reinen Preiswettbewerbs noch Gebot eines Leistungswettbewerbs für 
Architekturleistungen 

Nationales Preisrecht bleibt unberührt –

Hinweis Lindner: Verbindlichkeit von § 7 Abs. 1, 3 HOAI aber entfallen!?
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Auszulegende RiLi 2014/24/EU
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Auslegungs-Argumentation III (M.L.)

• „Spätestens seit mit Inkrafttreten der HOAI 2021 keine zwingenden 
Höchst- und Mindestsätze mehr existieren, ist die Begründung aber 
nicht mehr tragfähig. Da ein Preiswettbewerb nach unten bis zur 
Grenze der offensichtlichen Unauskömmlichkeit zulässig ist, muss
der Preis maßgebliches Gewicht für die Zuschlagsentscheidung 
haben. § 76 Abs. 1 Satz 1 VgV muss geändert werden, da das für 
ihn zur Begründung herangezogene, zwingende Preisrecht 
weggefallen ist.“ Zitat: Lindner ZfBR 2021, 714 ff., 718 
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Auslegungs-Argumentation IV (M.L.)

• Problem der nichtabschließend beschreibbaren Leistungen

• Relativierung: Ab LPH 6 keine geistig-schöpferischen Leistungen mehr 
erforderlich 

• Selbst in LPH 2 – 5 nur teilweise geistig-schöpferische Leistungen –
Dokumentation z. Bsp. Routine

=> Ohnehin geistig-schöpferischer Anteil der LPH-Phasen weniger als 50 
Prozent, damit Gewichtung des Preiskriteriums von >= 50 – 80 Prozent 
möglich 
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Auslegungs-Argumentation V (M.L.)

• Hauptargument: 

„Kausaler Zusammenhang zwischen „billiger“ Planung 

und „teurem“ Bauen lässt sich leicht behaupten, 

konkret aber kaum nachweisen.“  
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Auslegungs-Argumentation VII (M.L.)

Schlussfolgerung: „Hieraus folgt, dass die „weichen“ 
Zuschlagskriterien wie Qualität, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, 
umweltbezogene Eigenschaften, Organisation und Erfahrung 
des Personals etc. keine dominante Rolle als 
Zuschlagskriterium spielen, sondern der Preis als einziges 
objektiv eindeutig bewertbares Kriterium ergänzen sollen.“ Zitat: 
Lindner, aaO. S. 722. 
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Exkurs: Weiche Kriterien?

Qualität, Ästhetik, Zweckmäßigkeit –

„weich“ (21. Jhdt.)…

…. deshalb nachgeordnet? 

Vitruv, Architekt und Ingenieur, 

1. Jahrhundert vor Chr.: 

Hauptanforderungen an die 

Architektur: 

Firmitas (Festigkeit), Utilitas

(Nützlichkeit) Venustas (Schönheit)
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3.1.

Zuschlagskriterien und deren Gewichtung sind aus Beschaffungszweck 
abzuleiten – Merkmal der Angemessenheit: „in Verbindung stehen“!? 



Stellungnahme: Regel zur Bildung von 

Zuschlagskriterien

Gewicht von Preis als vermeintlich einzig objektives 

Kriterium mit 50 – 80 Prozent verstößt gegen die Regeln 

der Aufstellung von Zuschlagskriterien nach § 127 III, IV 

GWB und nicht nur gegen § 76 VgV
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§ 127 GWB als Regel zur Aufstellung von 

Zuschlagskriterien
• (3) Die Zuschlagskriterien müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. Diese 

Verbindung ist auch dann anzunehmen, wenn sich ein Zuschlagskriterium auf Prozesse im 
Zusammenhang mit der Herstellung, Bereitstellung oder Entsorgung der Leistung, auf den Handel 
mit der Leistung oder auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus der Leistung bezieht, auch wenn 
sich diese Faktoren nicht auf die materiellen Eigenschaften des Auftragsgegenstandes auswirken.

• (4) Die Zuschlagskriterien müssen so festgelegt und bestimmt sein, dass die Möglichkeit eines 
wirksamen Wettbewerbs gewährleistet wird, der Zuschlag nicht willkürlich erteilt werden kann und 
eine wirksame Überprüfung möglich ist, ob und inwieweit die Angebote die Zuschlagskriterien 
erfüllen. Lassen öffentliche Auftraggeber Nebenangebote zu, legen sie die Zuschlagskriterien so fest, 
dass sie sowohl auf Hauptangebote als auch auf Nebenangebote anwendbar sind.
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§ 127 Abs. 3 GWB 

• „in Verbindung stehen“ => aus der Eigenart 

des Beschaffungsziels und Vorgangs abzuleiten

• „Prozesse im Zusammenhang mit der 

Herstellung“ => nicht abschließend 

beschreibbar, weil Prozess der Planherstellung 

beauftragt wird

• „anderes Stadium im Lebenszyklus der 

Leistung“ => Realisierung im Bauwerk, daher 

Beschaffungshorizont Lebenszyklus- und 

Rückbaukosten

§ 127 Abs. 4 GWB

• „die Möglichkeit eines wirksamen 

Wettbewerbs“ => reiner Preiswettbewerb bei 

Planleistungen wegen Unvorgreiflichkeit eines 

zukünftigen Planergebnisses nicht möglich, 

wirksamer Wettbewerb im Schwerpunkt aus der 

Natur der Sache Leistungswettbewerb

• „nicht willkürlich“ => Erzeugung eines 

Preiswettbewerbs unter Verstoß gegen Natur 

der Möglichkeit eines wirksamen Wettbewerbs 

setzt Gefahr für willkürlich Zuschlagserteilungen

• „Wirksame Überprüfung“ => bei 

Preisbildungen ohne Rückschluss auf Sorgfalt 

und Zeitbudget für Planung kaum darstellbar

25.10.2022 Dr. Martin Kraushaar, HGF AKH 23

3.1.



Regeln der Kriterienbildung 

Bei nicht abschließend beschreibbaren Leistungen müsste 

eine Gewichtung des Preises von 100 Prozent zwangsläufig 

zu willkürlicher Zuschlagsentscheidung führen, denn die 

Gegenleistung ist in ihrem Wert dann unbestimmt und ohne 

qualitative Kriterien auch unbewertbar. 
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Regeln der Kriterienbildung

§ 127 GWB verlangt so viele qualitative Kriterien zu bilden, 
dass Willkürentscheidungen ausgeschlossen sind. 

Willkürentscheidungen sind jedenfalls dann ausgeschlossen, 
wenn sinnvoll eine Aufklärung unauskömmlicher Angebote 
betrieben werden kann (notwendige Bedingung) und sich die 
Kriterien in angemessener Weise aus dem Beschaffungsziel 
ableiten (hinreichende Bedingung).
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Erwägungsgrund 94
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3.1. Auszulegende RiLi 2014/24/EU



Regeln der Kriterienbildung

• Unauskömmlichkeit bei nicht abschließend beschreibaren Leistungen von 
vorneherein nicht relativ, durch Bestimmung der Aufgreifschwelle mit 20 
Prozent Preisabstand zum nächsten Angebot aufklärbar. 

• Denn: Weiterhin nicht auszuschließen, dass auch das nächsthöhere 
Angebot gemessen an der objektiv erforderlichen Leistung 
unauskömmlich ist. 

– Beispiel: As Built-BIM-Gebäudedatenmodell im Krankenhausbau 
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Regeln der Kriterienbildung

• Kriterienbildung muss Rückschluss auf die Möglichkeit der sorgfältigen 
Bearbeitung einer Aufgabenstellung erlauben

• In die HOAI-Orientierungswerte sind wissenschaftliche Zeitaufwands-
Bewertungsansätze eingeflossen, die bei typisierender Betrachtung 
sorgfältige Bearbeitung nach methodisch gesicherte Arbeitsweise der 
jeweiligen Planerfachrichtung ermöglichen

• Abschlagspauschalen müssen sachlich begründbar sein und begründet 
werden 
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Kriteriengewichtung bei Architektenwettbewerb

Faustregel für Preisgewichtung bei Architektenwettbewerben: Preiskriterium darf jedenfalls nicht 
so viel Gewicht bekommen, dass allein durch das Preiskriterium mehr als zwei Plätze 
(Verhandlungsverfahren mit Rang 1 – 3 grundsätzlich möglich) der ansonsten geltenden 
Rangfolge übersprungen werden, es sei denn, es gibt mehrere 1. oder 2. Preisträger. 

Andernfalls Verstoß gegen Gebote 

• der Verhältnismäßigkeit – Kriterienableitung aus Beschaffungsziel => Wettbwerbsergebnis 
als objektivtes Ermittlungsverfahren

• der Wirtschaftlichkeit – Haushaltsmittel für Wettbewerbsverfahren müssen erhöhte 
Ergebnisrelevanz haben 
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Stellungnahme und Einordnung

• Behauptung der Unerweislichkeit des Kausalzusammenhangs 

zwischen billiger Planung und schlechtem Bauen - nur 

vorübergehende, praktische Schwierigkeit

• Es fehlen die Datensätze für Lebenszyklusdaten

• Künftig aber wegen Klimaschutz und THG-Bilanzierung Pflicht

• Nachweisbarkeit wird mit Umsetzung der EPBD entstehen.   
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Vergaberechtliche Grundsätze gem. § 97 GWB
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Wettbewerb Verhältnismäßigkeit

Sozial-ökologische 

und Innovationsziel

Gleichbehandlung

WirtschaftlichkeitTransparenz

Interessen Verantwortung

Leistungswettbewerb und 

öffentlicher Mehrwert
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Auszulegende RiLi 2014/24/EU
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Ausfüllung von 

Art. 68 Abs. 3 

Vergabe-RiLi 

2014/24 EU 

durch THG-

Bilanzierung 

nach EPBD
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Nachhaltigkeitskonzept der Tax.-V.

• Umweltziele nach Art. 9 Tax.-V.

a) Klimaschutz; 
b) Anpassung an den Klimawandel; 
c) die nachhaltige Nutzung und Schutz von Wasser- und Meeresressourcen; 
d) der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft; 
e) Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung; 
f) der Schutz und Wiederherstellung der Biodiversität und der Ökosysteme.
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Kategorien der Wirtschaftstätigkeiten

Unterteilung der Wirtschaftstätigkeiten nach Art. 3 der 

Taxonomie (Tax.-V.) 

– „substantial contribution“ (SubCon-Kriterium)

– „do no significant harm“   (DNSH-Kriterium)

– „minimum social safeguards“ (MSS-Kriterium)

25.10.2022
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Strategische 

Vergabe nach 

ökologisch-

sozialen Kriterien  

Art. 18 Abs. 2; Art. 

67 Abs. 2, RiLi 

2014/24/EU

5.2.



„Zangenwirkung“ von  EU-

Taxonomie-Verordnung (Tax.-V.) und 

Subventionsmitteln

• Der mehrjährige Finanzrahmen 2021-2027 und das Aufbauinstrument „Next Generation EU“ bieten eine 

einmalige Gelegenheit, um eine Renovierungswelle in Gang zu setzen. 

• Mit der Aufbau- und Resilienzfazilität, die derzeit verhandelt wird und für die der Rat 672,5 Mrd. EUR 

zugesagt hat – hiervon wären 37 % für klimabezogene Ausgaben bestimmt –, können Renovierungsinvestitionen 

und Reformen in Verbindung mit Energieeffizienz in allen Mitgliedstaaten unterstützt werden. 
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VERORDNUNG (EU) 2020/852 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND 

DES RATES vom 18. Juni 2020 über die Einrichtung eines Rahmens zur 

Erleichterung nachhaltiger Investitionen
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Delegierter Rechtsakt nach Art. 8

Ziel: Beitrag zur Kreislaufwirtschaft
• Ein Massenanteil von mindestens 70 % der auf der Baustelle anfallenden nicht gefährlichen Bau- und 

Abbruchabfälle (ausgenommen natürlich vorkommende Materialien, die in Kategorie 17 05 04 des mit der Entscheidung 2000/532/EG der 
Kommission festgelegten europäischen Abfallverzeichnisses fallen) wird gemäß der Abfallhierarchie und gemäß dem EU-Protokoll über die 

Bewirtschaftung von Bau- und Abbruchabfällen für die Wiederverwendung, das Recycling und eine sonstige stoffliche 
Verwertung, einschließlich Auffüllarbeiten, bei denen Abfälle als Ersatz für andere Materialien zum Einsatz kommen, vorbereitet. Gemäß 

dem EU-Protokoll über die Bewirtschaftung von Bau- und Abbruchabfällen  begrenzen  die  Betreiber  das  Abfallaufkommen  bei Bau- und  
Abbruchprozessen,  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der besten verfügbaren Techniken und unter Anwendung selektiver 
Abbruchverfahren,  um  die  Beseitigung  und  die  sichere  Handhabung von  gefährlichen  Stoffen  zu  ermöglichen  und  die 

Wiederverwendung und  ein  hochwertiges  Recycling  durch  die  selektive  Beseitigung  von Materialien
zu  erleichtern,  wobei  verfügbare  Sortiersysteme  für  Bau- und Abbruchabfälle zum Einsatz kommen. Durch die Auslegung der Gebäude 

und die Bautechnik wird die Kreislaufwirtschaft unterstützt und anhand der Norm ISO 20887288 oder anderer Normen für die 

Bewertung der Demontage oder der Anpassungsfähigkeit von Gebäuden wird nachgewiesen, dass die Auslegung  die  

Ressourceneffizienz,  Anpassungsfähigkeit,  Flexibilität und Demontagefähigkeit erhöht und somit 

Wiederverwendung und Recycling ermöglicht. 
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EPBD - Vorbildfunktion
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5.3.

Erinnerung: 

PABI-

Verfahren 

s.o.



Public Value Prinzipien

• Vergabepraxis ist insbesondere solange und soweit gerechtfertigt, wie sie zur 

Schöpfung Public Values beiträgt.

Zit.: Maynhardt, Timo: Public Value – oder: was heißt Wertschöpfung zum 

Gemeinwohl, Der moderne Staat, 12, 2008, 
https://www.researchgate.net/publication/349345338
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